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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Eine Motion Quadri (lega, TI) beauftragt den Bundesrat mit einem Gesetzesentwurf für
ein Verbot der Auslandfinanzierung islamischer Gebetsstätten in der Schweiz sowie
eine Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel. Des Weiteren sollen
die Imame dazu verpflichtet werden, ihre Predigten jeweils in der ortsgebundenen
Landessprache vorzutragen. Der Motionär verwies in seinen Erläuterungen auf das
Nachbarland Österreich, welches vor dem Hintergrund eines sich rasch ausweitenden
politischen Islams auf ebendiese Massnahmen zurückgegriffen habe. In der Schweiz sei
bekannt, dass rund 35 Moscheen und islamische Zentren von der türkischen Regierung
finanziert würden, wobei man nicht mit Sicherheit das bewusste Engagement für einen
radikalen Islam abstreiten könne. Während in der Schweiz seit Jahren, im Rahmen der
Diskussion um die Parteifinanzierung, die Forderungen nach mehr Transparenz immer
lauter würden, sei es nicht nachvollziehbar, weshalb man – im Wissen um die
Möglichkeit der Herausbildung von radikalen Tendenzen – die gleichen Forderungen
nicht auch an islamische Gebetsstätten richte.
Der Bundesrat indes beantragte die Motion zur Ablehnung. Er sei sich durchaus der
Risiken, die von extremistischen Predigern ausgehen, bewusst. Sollten die
Voraussetzungen für die Gefährdung der nationalen Sicherheit, des Religionsfriedens
oder der Gesellschaftsentwicklung erfüllt sein, würden die Bundes- und
Kantonsbehörden im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen selbstverständlich auch
handeln. Jedoch müsse dem Motionär auch klar sein, dass muslimische Gesellschaften
und Imame nicht diskriminiert und unter Generalverdacht gestellt werden dürften, da
Grundrechte wie die Religions-, Vereins- oder Sprachenfreiheit für die muslimischen
Religionsgemeinschaften genauso gälten wie für nichtmuslimische und nichtreligiöse.
Zudem wies Bundesrätin Sommaruga den Motionär darauf hin, dass sein Vergleich mit
Österreich etwas hinke, da es zwischen den beiden Ländern einen wesentlichen
Unterschied gebe: In Österreich seien die islamischen Religionsgemeinschaften auf
nationaler Ebene anerkannt, zudem seien im Rahmen entsprechender Gesetze auch
klare Voraussetzungen definiert, welche erfüllt sein müssen. Die eingereichte Motion
sei dahingehend nicht zielführend, da sie zwar Pflichten vorgebe, aber keine Rechte
zusprechen wolle. 
In der nationalrätlichen Abstimmung wurde, ungeachtet des Bundesratsvotums, die
Vorlage mit 94 zu 89 Stimmen bei fünf Enthaltungen angenommen – da konnte auch der
Einwand des Zürcher Freisinnigen Hans-Peter Portmann, dass die Motion gegen das
verfassungsrechtliche Prinzip der Gleichbehandlung verstosse, kein Gegengewicht
bieten. Der Vorstoss wird somit an den Ständerat zur Zweitberatung überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 26.09.2017
MELIKE GÖKCE

Nachdem die Motion Quadri (lega, TI) – entgegen der bundesrätlichen
Ablehnungsempfehlung – in der Herbstsession 2017 im Nationalrat angenommen
worden war, wurde sie im Vorfeld der Sommersession 2018 abermals zur Ablehnung
empfohlen. Dieses Mal stand die RK-SR als Opponentin dem Vorstoss entgegen und
beantragte dem Ständerat in ihrem Ende April veröffentlichten Bericht deutlich, der
Motion nicht nachzukommen (10 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung).
Die Forderung nach einem Verbot der Auslandsfinanzierung islamischer Gebetsstätten
in der Schweiz sowie einer Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel
tangiere mit der Religions-, der Vereinigungs- und der Sprachenfreiheit wesentliche
Grundrechte, welche für Muslime genauso gelten würden wie für alle anderen religiösen
und nicht-religiösen Personen. Zudem weise sie hinsichtlich des Gebots der
Gleichbehandlung gerade aufgrund der Ausrichtung auf eine bestimmte
Religionsgemeinschaft eine gewisse Problematik auf. Wie zuvor schon der Bundesrat
wies auch die Kommission darauf hin, dass der Verweis auf Österreich an dieser Stelle
aufgrund der bestehenden Unterschiede im öffentlich-rechtlichen Rahmen nicht
greife. Die Kommission war der Ansicht, dass islamistischen Predigern und
Gemeinschaften anderweitig Einhalt geboten werden könne und verwies hierbei auf das
NDG sowie den im Dezember 2017 verabschiedeten Nationalen Aktionsplan zur
Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus
(NAP). Auch die Forderung bezüglich der Kenntnisse einer Landessprache tat die
Kommission mit einem Verweis auf die Verordnung über die Integration von

MOTION
DATUM: 26.04.2018
MELIKE GÖKCE
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Ausländerinnen und Ausländern ab. 2

In der ersten Woche der Sommersession 2018 wurde die Motion Quadri (lega, TI) auch
vom Ständerat behandelt. Robert Cramer (gp, GE) wies in seiner Funktion als
Kommissionssprecher den Rat darauf hin, dass ein Kommissionsmitglied seit der
Veröffentlichung des Kommissionsberichtes im April offensichtlich eine
Positionsänderung vollzogen habe. Während sich die RK-SR in ihrem Bericht noch mit
10 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung geschlossen für die Ablehnung der Motion
ausgesprochen hatte, beantragte nun Ständerat Minder (parteilos, SH) – er hatte sich
zuvor noch der Stimme enthalten – mittels eines Einzelantrags die Annahme derselben.
Als Antrieb des Meinungswechsels führte Minder die jüngst erteilte Baubewilligung zum
Bau der Aksa-Moschee in seinem Heimatkanton Schaffhausen an, welche von ihm selbst
auch als neustes «Sorgenkind» im Rahmen dieses Vorstosses betitelt wurde. Die
Kantonsbevölkerung habe ob diesem Grossprojekt grosse Bedenken und es herrsche
eine weitläufige Aufregung, nicht nur aufgrund der Bedenken hinsichtlich einer
zunehmenden Islamisierung, sondern auch weil sich vermehrt die Frage nach der
Finanzierung des Projektes aufdränge – folglich die gleiche Frage, wie sie von der
angeführten Motion aufgegriffen werde. Die Diskrepanz zwischen den von der
Bauherrschaft angegebenen und von externen Bauexperten geschätzten Kosten sei
dermassen frappant, dass sich der Vorstand des Türkisch-Islamischen Vereins genötigt
gesehen habe, einen öffentlichen Informationsanlass zu veranstalten, um der sowohl
medial als auch in der Bevölkerung geschürten Debatte Einhalt zu gebieten. Laut Minder
seien Grossmoscheen in der Schweiz definitiv ein heikles Thema, nicht zuletzt auch seit
der Schliessung der An-Nur-Moschee in Winterthur. Zudem zeige der Umstand, dass
die Motion von einem Tessiner Volksvertreter eingereicht wurde, dass sich das Problem
mittlerweile auf mehrere Kantone ausgeweitet habe. Wenn man die Bedenken der
Bevölkerung nicht ernst nehme, sei es lediglich noch eine Frage der Zeit, bis diese eine
entsprechende Volksinitiative lancieren werde. Diese würde dann entweder
Grossmoscheen gänzlich verbieten oder die Forderung der vorliegenden Motion eines
Verbots der Auslandsfinanzierung islamischer Gebetsstätten in der Schweiz sowie
einer Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel aufgreifen. Daher bat
Minder den Ständerat, es dem Nationalrat gleichzutun und die Motion anzunehmen.
Der Ständerat kam dieser Bitte aber nicht nach und lehnte den Vorstoss mit 29 zu 7
Stimmen bei 4 Enthaltungen ab. Offensichtlich hatten die abschliessenden Worte von
Bundesrätin Sommaruga zu diesem Thema eine grössere Überzeugungskraft als jene von
Ständerat Minder. Mit dem Verweis, dass sie mit dem genannten Projekt in
Schaffhausen nicht vertraut sei und entsprechend keine Stellung dazu nehmen könne,
bat sie Ständerat Minder, dennoch eine klare Trennlinie zwischen dem Bau einer
Moschee und den Überlegungen zur Verhinderung von Terrorismusfinanzierung zu
ziehen. Wenn jeder Moscheebau mit dem Generalverdacht der Terrorismusfinanzierung
einhergehe, sei dies weder ein Dienst an den hiesigen Behörden, die sich effektiv mit
dieser Problematik auseinandersetzten, noch ermögliche dies der muslimischen
Gemeinschaft, ihre Gebetskultur in der Schweiz zu pflegen. Mit dem Nationalen
Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem
Extremismus seien genau solche Fragen mit Nachdruck diskutiert worden und man
habe sich über die verschiedenen Staatsebenen auf 26 Massnahmen mit
entsprechenden Zuständigkeiten geeinigt, deren Umsetzung nun vom
Sicherheitsverbund Schweiz in Angriff genommen werde. Die Bundesrätin erläuterte
dem Plenum, dass sie am Vorabend der Debatte an einer Diplomübergabe im Rahmen
einer Weiterbildung für religiöse Betreuungspersonen an der Universität Bern
teilgenommen habe und dort auf einen regen Austausch zwischen verschiedenen
Religionsgruppen gestossen sei. Dies zeige ihr auf, wie man religiöse Betreuung in
gewünschter Weise sicherstellen könne: interreligiös und in gegenseitigem Respekt vor
den unterschiedlichen Religionen. Es gelte folglich, solche Bestrebungen zu
unterstützen; und nicht etwa eine Motion, die einfach generell etwas sage und damit
ganze Religionsgemeinschaften unter Generalverdacht stelle. 3

MOTION
DATUM: 29.05.2018
MELIKE GÖKCE

1) AB NR, 2017, S.1585f; LZ, NZZ, 27.9.17
2) Bericht der RK-SR vom 26.04.2018; Medienmitteilung der RK-SR vom 27.04.2018
3) AB SR, 2018, S. 309 ff.; BaZ, CdT, 30.5.18
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